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Herzlichen Glückwunsch, 
  
lieber VdPP, zum 25. Geburtstag. 
Wer hätte am 17. Juni 1989 bei unse-
rer Gründungsversammlung in Ham-
burg gedacht, dass wir so lange 
durchhalten könnten? 
  
Der Vorstand dankt allen, die sich im 
Laufe der Jahre im Verein engagiert 
haben. Hoffen 
wir auf weitere 
erfolgreiche Jahre 
und auf eine 
schöne Mitglie-
derversammlung 
am 21./22. Juni in 
Hamburg! 
  
Für den Vorstand 
Thomas Hammer 
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Ethischer Anspruch�
 �
Zentral ist aus unserer Sicht ein ethi-
scher Anspruch an die eigene Arbeit 
und den Umgang mit Patientinnen 
und Patienten. Der Grundsatz einer 
zukunftsweisenden Berufsethik als 
Vertrag zwischen Pharmazie und 
Gesellschaft muss sein: Die Interessen 
der Patienten sind in den Mittelpunkt 
der eigenen Arbeit zu stellen. Als 
freie Heilberuflerinnen und Heilberuf-
ler haben die Apothekerinnen und 
Apotheker einen gesellschaftlichen 
und gesetzlichen Auftrag im Gemein-
wohlinteresse. Mit diesem Gemein-
wohl-Auftrag sind Pflichten verbun-
den, die vor allem die verschiedenen 
gesetzlichen Schutzmechanismen für 
die öffentliche Apotheke rechtferti-
gen, zuvorderst das Mehr- und 
Fremdbesitzverbot. Wenn die Apo-

thekerinnen und Apotheker sich 
selbst zuerst als Kaufleute verhalten, 
stellen sie dieses Konstrukt selbst 
infrage, und die „Apotheke der Zu-
kunft“ droht letztlich ganz anders 
auszusehen. Das Ziel, das Patienten-
interesse in den Mittelpunkt zu stel-
len, muss herausgeholt werden aus 
der Floskel-Ecke, aus der sich Vertre-
ter jeder (berufs-)politischen Ausrich-
tung gern und folgenlos bedienen 
können. Die Konsequenz („Der Pati-
ent steht im Mittelpunkt und da stört�
er“) darf nicht unsere sein! 
  

Wissenschaftlichkeit  
in der Apotheke 
�

Neben vielen anderen Aspekten ist 
die Berücksichtigung wissenschaftli-
cher Diskussionen und Erkenntnisse 
in der täglichen Arzneimittelversor-
gung, insbesondere Beratungs- und 
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Herstellungsarbeit wichtig. Die bis-
herige Leitbild-Diskussion ließ ver-
missen, welche Rolle wissenschaftli-
che Erkenntnisse und gerade auch 
das Fehlen dieser spielen. Anders 
als durch den Fragebogen auf �
www.leitbildprozess.de suggeriert 
wurde, ist nicht nur das Wissen um 
neue Arzneimittel und Forschungs-
trends entscheidend, sondern auch 
das Problembewusstsein von der 
bisher fehlenden Aufarbeitung der 

wissenschaftlichen Evidenz in der 
Selbstmedikation, einem der zentra-
len Zuständigkeitsgebiete von Offizin-
Apotheken. Eine zukunftsfähige Apo-
theke braucht unbedingt eine Wei-
terentwicklung der evidenzbasierten 
Pharmazie (EbP). Die von allen Betei-
ligten gerne betonte Heilberuflichkeit 
und der Einsatz von Arzneimitteln als 
„besonderes Gut“ erfordern eine 
wissenschaftlich fundierte Unterfütte-
rung. Diese kann nicht allein darin 
bestehen, dass die Abgebenden ein 
Pharmaziestudium absolviert haben, 
sondern vor allem darin, dass das 
verfügbare und gesicherte Wissen 
den Patienten in geeigneter Form 
vermittelt wird, so dass sie sich infor-
miert entscheiden und mit der Selbst-
medikation und ihren gesundheitli-
chen Problem umgehen können. Es 
ist gemeinsame Aufgabe des Berufs-

standes, dieses verfügbare Wissen zu 
sammeln und zu bewerten. Selbstver-
ständlich kann das nicht in jeder ein-
zelnen Apotheke durchgeführt wer-
den. Wir brauchen daher endlich 
evidenzbasierte Leitlinien, mindestens 
aber fundierte Informationen zu den 
wichtigsten Selbstmedikations-
Arzneimitteln und ihrem patientenre-
levanten Nutzen. 
�
 �

Umgang mit Interessenkonflikten�
 
Eng verknüpft mit dem vorherigen 
Punkt ist die Frage nach dem ange-
messenen Umgang mit Interessens-
konflikten. Ein entscheidender Teil der 
akkreditierten Kammerfortbildungen 
wird noch immer von der pharmazeu-
tischen Industrie veranstaltet, die un-
ter dem Deckmantel der Fortbildung�
Werbeveranstaltungen durchführen. 
In den Forumsbeiträgen wurde deut-
lich, dass die Apothekerschaft nicht 
die Notwendigkeit zur Fortbildung in 
Frage stellt, sondern von den Kam-
mern mehr Angebote „mit Substanz 
und Inhalt“ einfordert. Gleichzeitig 
müssen der Kernkonflikt zwischen 
kaufmännischer Rolle und Heilberuf-
lichkeit sowie der Umgang damit 
ernsthaft diskutiert werden. Die Apo-

theke der Zukunft muss die Partner 
der Patientinnen und Patienten sein – 
nicht Partner der Industrie.�
 �
Diese Positionierung als Heilberuf 
muss für den Patientin bzw. den Pati-
enten klar erkennbar sein, was durch 
die momentane Schaufenstergestal-
tung der meisten Offizinapotheken 
allerdings verhindert wird. Immerhin 
soll die öffentliche Apotheke der Zu-
kunft soll laut Standesführung als 
Schaufenster in die Öffentlichkeit 
fungieren.�
 �
Wir erwarten von einer aufgeschlos-
senen und verantwortungsbewussten 
Standesführung, dass sie sich diesen 
Herausforderungen stellt und erhof-
fen uns als Ziel der breiten Diskussion 
hier dringend Handlungsempfehlun-
gen, wie sie für Ärztinnen und Ärzte 
längst selbstverständlich und rechts-
verbindlich sind.�
 �
Mit anderen kooperieren�
 �
Zu diskutieren gilt es auch über die 
Rolle der in öffentlichen Apotheken 
arbeitenden Apothekerinnen und 
Apotheker in der Gesellschaft. Als 
Anregung fand sich auf der Diskussi-
onsplattform die Frage nach Stellen-
wert und Bedeutung von Arzneimit-
telversorgung und Arzneimittelthera-
piesicherheit (AMTS). 
�
Auf diesem Gebiet müssen wir Apo-
thekerinnen und Apotheker uns viel 
stärker einbringen als wir das bisher 
tun, wenn wir in Zukunft nicht nur 
als reine Logistiker angesehen wer-
den wollen. Voraussetzung dafür 
sind gute und ständig erweiterte 
Kenntnisse in Pharmakologie und 
klinischer Pharmazie, aber auch 
Kenntnisse über die Strukturen und 
Entwicklungen in der Arzneimittelver-
sorgung allgemein und im Gesund-
heitswesen, denn das Arzneimittel 
kann niemals isoliert betrachtet wer-
den. Deshalb muss auch ein Weg der 
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Zusammenarbeit mit Ärztinnen und 
Ärzten sowie Pflegepersonal gefun-
den werden, in dem die Sicherheit 
der Patientinnen und Patienten im 
Mittelpunkt steht und Kompetenzge-
rangel vermieden wird. Auch die bes-
sere Vernetzung mit anderen Akteu-
ren, insbesondere Patienten- und 
Verbraucherschutzorganisationen ist 
essentiell, um die Position und Kom-
petenz von Patientinnen und Patien-
ten zu stärken. Gerade angesichts 
steigender Polypharmazie und des 
damit verbunden erhöhten Risikos 
von Wechsel- und Nebenwirkungen, 
aber auch angesichts intensivierter 
zielgruppenspezifischer Arzneimittel-
werbung und entwickelter Gesund-
heitsindustrie, müssen Einzelne viel 
stärker als bisher zu einem informier-
ten Umgang mit Arzneimitteln befä-
higt werden. Auch hier ist die Apo-
theke der Zukunft ganz besonders in 
der Pflicht.�
 �
Als niedrigschwellige Anlaufstellen 
müssen Apotheken nicht nur im Be-
reich der Prävention und Gesund-
heitsförderung in Zukunft eine grö-
ßere Rolle spielen. Auch sollten sie 
in Public-Health-Netzwerke einge-
bunden sein und ihre große Reich-
weite nutzen, um einerseits Patien-
ten über passende lokale Projekte 
und Beratungsangebote zu informie-
ren, von denen diese ansonsten 
häufig nichts erfahren. Andererseits 
verfügt das Personal in Apotheken 
durch den engen Kontakt zur Bevöl-
kerung über Informationen zu Prob-
lemlagen einzelner Bevölkerungs-
gruppen sowie Kenntnisse über Her-
ausforderungen, die durch die Kom-
mune im lokalen Umfeld bewältigt 
werden müssen. Diese Informatio-
nen sollten unbedingt in lokale 
Public-Health-Netzwerke einfließen, 
damit die Gesundheitspolitik darauf 
reagieren kann. Um diese wichtige 
Aufgabe wahrnehmen können, muss 
das Personal der Apotheken ge-
schult sowie das Bewusstsein für die 

Notwendigkeit funktionierender lo-
kaler Public-Health-Netzwerke ge-
schärft werden. 
 

Gestaltungsmöglichkeiten nutzen 
  
Betrachtet man den parallel zum 
Leitbildprozess stattfindenden Start 
des AMTS-Projekts „IDrug“ des 
BfArM – in welchem die Zusammen-
arbeit mit Hausärzten, klinischen 
Pharmakologen und Pharmakoöko-
nomen, jedoch nicht mit Apothe-
kern im Vordergrund steht – müssen 
wir uns fragen, warum die Offizin-
apothekerinnen und -apotheker für 
die Umsetzung der   Arzneimittelsi-
cherheit nicht zur Kenntnis genom-
men werden. Und was die Apothe-
kerschaft hier nicht an Selbstdarstel-
lung, sondern an Engagement ver-
säumt hat. Irritiert nimmt der VdPP 
immer wieder zur Kenntnis, dass die 
Apothekerschaft und ihre Führung 
bei wichtigen arzneimittelpolitischen 

Debatten auf jeden Gestaltungsan-
spruch verzichten, sofern nicht di-
rekt die Interessen der Apothekerin-
nen und Apotheker betroffen sind.�
 �
Kaum ein Wort gab es zur Abschaf-
fung der Nutzenbewertung von 
Arzneimitteln des Bestandsmarkts 
im aktuellen 14. SGB-V-Änderungs-
gesetz. Gerade die Nutzenbewer-
tung hilft aber der Fachöffentlich-
keit, zu der wir Apothekerinnen und 

Apotheker uns als Arzneimittel-
Experten zählen möchten und soll-
ten. Wie viele Stellungnahmen hat 
die Apothekerschaft in den Verfah-
ren der frühen Nutzenbewertung 
abgegeben? Reichen uns die Hoch-
glanz-Handreichungen der pharma-
zeutischen Hersteller aus? Oder ist 
das doch nur die Sache der Ärzte, 
wenn es um rezeptpflichtige Arznei-
mittel geht? Und wie steht die Apo-
thekerschaft eigentlich zu Arznei-
mittelzuzahlungen und ihren Aus-
wirkungen auf die Versorgungsqua-
lität? Welche Erfahrungen machen 
die Apotheken mit Patientinnen und 
Patienten, die auf Arzneimittel ver-
zichten müssen, weil sie sich die 
Zuzahlung nicht leisten können? 
Wo war sie bei der Debatte um Kor-
ruption im Gesundheitswesen? Alles 
auch für die Arzneimittelversorgung 
der Bevölkerung (das ist unser ge-
setzlicher Auftrag!) wichtige The-
men. 

Das Leitbild ist letztlich eine Frage 
des Selbstbildes und des eigenen 
beruflichen und gesellschaftlichen 
Gestaltungsanspruchs. Die bisherige 
Debatte verlief weit entfernt von 
solchen Überlegungen – und führt 
vielleicht gerade deswegen momen-
tan eher ins Leere. Welch verpasste 
Chance das wäre! 
 

13. März 2014 
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In den ersten Wochen dieses Jahres 
schien es für die Apothekerschaft ein 
dominierendes Thema zu geben: die 
Leitbilddebatte. Auf Sinn und Unsinn, 
Nutzen und Schaden soll hier nicht 
weiter eingegangen werden. Denk-
anstöße hat die Debatte auf jeden 
Fall gegeben.�
 �
Das erste Kernthema lautete „Der 
Patient in der Apotheke: Mitwirkung 
und Mitgestaltung.“ Ich war über-
rascht. Zum einen wird in vielen Apo-
thekerkreisen und -medien fast aus-
schließlich von Kund_innen, jedoch 
selten von Patient_innen gesprochen. 
Zum anderen lässt der Untertitel 
„Mitwirkung und Mitgestaltung“ auf 
eine aktive Rolle der Patient_innen 
schließen, die ich in dieser Debatte 
nicht erwartet hätte (wobei: hätten 
dann nicht auch die Patient_innen 
gefragt werden müssen, wie sie sich 
die Apotheke der Zukunft vorstel-
len?).�
 �
Übertroffen wurde mein Staunen je-
doch von zwei Beiträgen, die kurz vor 
Ende der dreiwöchigen Diskussion im 
Forum auf www.leitbildprozess.de 
gepostet wurden. In einem hieß es: 
„Mitbestimmung ist gefährlich und 
ist mit einer hohen Verantwortung 
verbunden. […] Es gibt fast Nie-
mand der kompetent aufklärt“. In 
einem anderen war zu lesen: 
„Mitbestimmung ist mit Vorsicht 
zu genießen. Wir haben studiert, 
um den Patienten zu helfen und 
die Gesundheit zu fördern. Nicht 
umsonst gehen wir ständig zu 
Fortbildungen (...)“. „ Man ist es 
wirklich manchmal Leid, einem 
"Möchtegern-Apotheker" über den 
Weg zu laufen. Stellt man seine 
"Wahl-Therapie" als nutzlos dar, 
ist er beleidigt.[…]“�

 Wie bitte? Solche Töne aus Sachsen, 
wo immerhin der Arzneimittelbera-
tungsdienst der Unabhängigen Pati-
entenberatung Deutschlands (UPD) 
und die „ostdeutsche Zweigstelle“ 
des Krebsinformationsdienstes (KID) 
angesiedelt sind, um nur zwei Bei-
spiele zu nennen! Nach „Mitwirkung 
und Mitgestaltung“ klingt das jeden-
falls nicht, sondern nach purem Pa-
ternalismus.�

 �
Die unrealistischen Versprechungen 
der Werbung – gerade für Nahrungs-
ergänzungsmittel, Vitamine und ähn-
liches – verlocken manchen Patien-
ten. Aufklärungsarbeit ist hier oft 
mühsam und schwierig. Nicht zuletzt 
finden sich viele dieser beworbenen 
Präparate auch in der Apotheken 
Umschau wieder, die wir großzügig 
verteilen (müssen). Diese Problematik 
darf jedoch nicht dem Patienten an-
gelastet werden, sondern der Indust-
rie. Den Patienten in eine passive Rol-
le zu versetzen, frei nach dem Motto 
„Ich weiß was besser für dich ist, da-
her musst du meinem Rat folgen!“ 
kann nicht die Konsequenz sein.�

Wovor haben wir Apotheker_innen 
Angst? Vor der Verantwortung, die 
wir zeitgleich mit der Übernahme des 
Medikationsmanagements im Rah-
men des ABDA-KBV-Modells (jetzt 
ARMIN) nirgendwo anders als in 
Sachsen und Thüringen fordern? Vor 
der Auseinandersetzung? Und wenn 
ja, warum? Fehlen uns das Wissen 
und somit die Argumente, um Nutzen 
und Risiken der Selbstmedikation 

patientenverständlich darzustellen 
(denn nur auf diesem Gebiet kann es 
ja zwischen Patient_in und Apothe-
ker_in zu einer Art „shared decision-
making“ kommen)? Ist das ein Ruf 
nach mehr Evidenzbasierung der 
Selbstmedikation?�
 �
Und was die kompetente Aufklärung 
betrifft – das ist unsere Aufgabe, die 
in den obenstehenden Beiträgen als 
mangelhaft ausgeführt beschrieben 
wird! Gerade hierfür soll doch die 
Apotheke eine niederschwellige An-
laufstelle sein, um dem Patienten 
durch den unübersichtlichen Dschun-
gel aus oftmals wenig seriösen, inte-
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ressengeleiteten Informationen zu 
helfen und um gemeinsam, ganz 
nach den Kriterien der evidenzbasier-
ten Pharmazie (Patientenrealität, the-
rapeutischer Erfahrung und wissen-
schaftlicher Evidenz), das geeignete 
Arzneimittel zu wählen ...�
 �
Genauso beschäftigt mich aber auch 
die Frage, wie man Apotheker_innen 
und anderen Heilberufler, die der 
Mitwirkung durch Patient_innen 
skeptisch gegenüberstehen, entge-

genkommen kann. Welche Voraus-
setzungen müssen erfüllt sein, um 
weder – frei nach dem Motto „der 
Kunde ist König“ – jeden Patienten-
wunsch blind zu erfüllen, noch den 
Patienten zu bevormunden? Neues 
Wissen erwirbt man auf (industrieun-
abhängigen) Fortbildungen, wo aber 
erwirbt man einen anderen Blick auf 
einen Aspekt des bisherigen Rollenbil-
des?  
Zwar ist eine Stichprobe von n = 2 
wenig aussagekräftig, nachdenklich 

gestimmt hat sie mich allemal ... 
 

Viktoria Mühlbauer�
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Bereits im Jahre 2009 hatte die 
Cochrane Collaboration auf die Her-
ausgabe von bisher unveröffentlichten 
Studiendaten zum Grippemittel Tami-
flu® (Oseltamivir) gedrängt, da Zweifel 
an dessen Wirksamkeit aufgetreten 
waren. Nun hat Cochrane ein Update 
zur Bewertung von Neuraminidase-
Inhibitoren veröffentlicht, in welches 
bisher unveröffentlichte Daten von 
Roche eingeflossen sind. Das erschre-
ckende Ergebnis: nur etwa einen hal-
ben Tag früher konnte Tamiflu® im 
Vergleich zu Placebo die Grippesymp-
tome lindern. Auf Einweisungen ins 
Krankenhaus und Krankheitskomplika-
tionen hatte Tamiflu® keinen Einfluss. 
Dafür gab es einen nicht von der Hand 
zu weisenden Schaden: Nebenwirkun-
gen wie Übelkeit, Erbrechen und psy-
chiatrische Komplikationen traten häu-
figer auf als unter Placebo.�
 �
Nachdem diese Ergebnisse im April 
2014 veröffentlicht wurden, forderte 
die Opposition den Bund auf, die mas-
senhafte Bevorratung mit Tamiflu® als 
Mittel gegen eine drohende Pandemie 
zu stoppen. Angesichts der fehlenden 
Wirksamkeit und der massiven Kosten, 
die mit der Einlagerung verbunden 
sind, unterstützt der VdPP dieser Forde-

rung klar – und kritisiert die nicht nach-
vollziehbare Antwort der Regierung: 
trotz mangelndem Nutzens will diese 
weiterhin einen Vorrat an Tamiflu® 
anlegen und auf die Einschätzung des 
Sachverhalts durch die Europäische 
Arzneimittelbehörde EMA warten. Erst 
wenn diese das Ergebnis der Cochrane-
Analyse bestätigt, soll dies Auswirkun-
gen auf den nationalen Pandemieplan 
haben. Dies ist genauso wenig nach-
vollziehbar wie der Hinweis des BfArM-
Präsidenten, die Alternative zur Einlage-
rung von Tamiflu® - nämlich keine 
Arzneimitteltherapie – käme aufgrund 
des unzureichenden Impfschutzes der 
Bevölkerung nicht in Frage.�
 �
Zudem ist die genaue Höhe der für 
Tamiflu® entstandenen Kosten sind 
bisher völlig unbekannt. Die Regierung 
will die genauen Kosten bei den zu-
ständigen Stellen der Bundesländer 
erfragen und veröffentlichen, sofern 
die Länder damit einverstanden seien.�
 �
Der VdPP (Verein Demokratischer 
Pharmazeutinnen und Pharmazeuten) 
kritisiert die Haltung der Bundesregie-
rung scharf.�
 1. Der VdPP fordert die Offenlegung 
aller Kosten die durch die Bevorratung 

von Tamiflu® entstanden sind. Es darf 
nicht zur Debatte stehen, ob die Län-
der die Zahlen veröffentlichen wollen 
oder nicht. Es müssen klare Angaben 
eines jeden Bundeslandes zu den bis-
her angefallenen Kosten öffentlich zur 
Verfügung stehen, um das Ausmaß 
sichtbar zu machen. 
�
2. Geht man davon aus, dass für die 
Bevorratung mit Tamiflu® in Deutsch-
land ähnliche Beträge ausgegeben 
wurden wie in Großbritannien, dürften 
sich die Gesamtkosten auf ca. eine 
halbe Milliarde Euro belaufen. Dieser 
Betrag wurde durch öffentliche Gelder 
bezahlt, die gerade in Anbetracht der 
sinkenden Sozialausgaben und ständi-
ger finanzieller Engpässe vor allem 
auch im Gesundheitswesen sinnvoller 
hätten eingesetzt werden können und 
müssen.�
�
3. Der VdPP fordert erneut die Veröf-
fentlichung aller klinischen Studien 
(wie auch gefordert durch die AllTrials-
Initiative, die der VdPP unterstützt). Die 
Politik ist in der Pflicht, den Druck auf 
die pharmazeutische Industrie diesbe-
züglich zu erhöhen. Wäre dies recht-
zeitig passiert und die Studienlage 
vorher offengelegt worden, hätte die 
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damalige Regierung eine bessere Ent-
scheidung treffen und die Verschwen-
dung öffentlicher Gelder in mehrstelli-
ger Millionenhöhe verhindern können. 
Zumindest für die Zukunft muss die 
Politik ermöglichen und – auch auf 
europäischer Ebene – die Veröffentli-
chung von Studienergebnissen durch-
setzen.�
 �
4. Wir erwarten außerdem eine sofor-
tige Entscheidung der Regierung zur 
Bevorratung von Tamiflu® in 
Deutschland, unabhängig von der 
EMA. Die Zweifel der Regierung an 
den Ergebnissen der Cochrane Colla-
boration und das Abwarten auf die 
EMA-Entscheidung sind nicht nach-
vollziehbar. Cochrane ist weltweit als 
eine der führenden Institutionen aner-
kannt, wenn es um evidenzbasierte 
Medizin und die Bewertung klinischer 
Studien geht. Es ist anzunehmen, dass 
der EMA keine zusätzlichen Studien 
vorliegen, weshalb von dieser Stelle 
keine von der Cochrane-
Veröffentlichung abweichenden Rück-

schlüsse auf Nutzen zu erwarten sind. 
Allerdings ist Einfluss von Lobby und 
Politik auf die EMA Entscheidung zu 
befürchten.�
 �
Zudem ist die Handlungs- und Ent-
scheidungsfähigkeit von Zulassungsbe-
hörden eingeschränkt. Die Aufgabe 
der nationalen sowie europäischen 
Zulassungsbehörde, neuen Medika-
menten mit nachgewiesener Wirkung 
die Marktzulassung zu bescheinigen 
(inwieweit diese Beurteilung ange-
sichts unvollständiger Studienveröf-
fentlichungen möglich ist, sei dahinge-
stellt.). Doch nicht erst seit AMNOG ist 

bekannt, dass zwischen Wirkung und 
Nutzen oft Welten liegen. Die Tatsa-
che, dass Arzneimittel wie Reboxetin 
auch Jahre nach Bekanntwerdens der 
fehlenden Wirkung im Vergleich zu 
Placebo immer noch auf dem Markt 
sind, zeigt die Handlungsunfähigkeit 
der Zulassungsbehörden. Von einem 
möglichen Schaden durch Nebenwir-
kungen ganz zu schweigen.�

 �
Quellen: 
��  Pharmazeutische Zeitung 18/2014 

Tamiflu: Linke wollen Einlagerung 
stoppen�

��  Deutsche Apothekerzeitung 10. 04. 
2014 Tamiflu® und Relenza® mit 
wenig Benefit�

��  Deutsche Apothekerzeitung 10. 04. 
2014 Cochrane-Review zu Tamiflu: 
Roche wehrt sich gegen Schlussfol-
gerungen�

��  Die Welt 03.05.2014: Pharmafirmen 
sollen Lieferengpässe melden�
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Die Apothekerin Ingeborg Simon erhielt 
im Rahmen des Kongresses Armut und 
Gesundheit am 13. März 2014 in Berlin 
den Carola Gold-Preis für ihr besonde-
res Engagement für gesundheitliche 
Chancengleichheit und Qualitätsent-
wicklung in der kommunalen Gesund-
heitsförderung. 
 
Wie Prof. Rolf Rosenbrock, Vorstands-
vorsitzender von Gesundheit Berlin-
Brandenburg, in seiner Laudatio aus-
führte, werde in diesem Jahr mit Inge-
borg Simon eine Persönlichkeit geehrt, 
die sich von Anfang ihrer Berufstätigkeit 
an als Apothekerin für mehr Gerechtig-
keit im Gesundheitswesen, soziale Ver-
antwortung von Politik und Gesellschaft 
für sozial Benachteiligte sowie für Frie-
den eingesetzt habe. Der Beruf als Apo-

thekerin, den sie in Berlin ausübte, gab 
ihr dabei häufig Gelegenheiten, auf 
Missstände aufmerksam zu machen, so 
Rosenbrock. Dabei habe sie Erlebnisse 
aus ihrem Arbeitsleben 
aufgegriffen, um anhand 
von Einzelschicksalen auf 
soziale Ungerechtigkeiten 
hinzuweisen und Lösun-
gen von Politik und Gesell-
schaft einzufordern. 
 
Nach ihrem altersbeding-
ten beruflichen Ausschei-
den ging sie auf Bitten 
vieler in die Gesundheits-
politik des Landes Berlin. 
Obwohl es nicht ihr An-
liegen war, auf der poli-
tischen Bühne Karriere zu 

machen, ließ sie sich überzeugen, ein 
Mandat im Abgeordnetenhaus Berlin 
für die Fraktion der Partei Die LINKE 
zu übernehmen. Schnell wurde sie als 

Ingeborg Simon 
Bildquelle: www.mediberlin.de/wahlkampf220805/��

Bildquelle: wikipedia 
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Antibiotic resistance threatens to un-
dermine the effectiveness of modern 
medicine. More and more strains of 
bacteria are resistant to an ever-rising 
number of antibiotics, with no new 
antibiotics on the horizon to treat 
some of the most serious infections. 
The change is global and accelerating. 
Millions of people are infected with 
antibiotic-resistant bacteria each year; 
hundreds of thousands lose their 
lives. The toll will increase. 
 
Antibiotic use causes resistance to 
emerge, and their misuse and overuse 
accelerates its spread. Without a radi-
cal change in antibiotic usage, antibi-
otic resistance will become one of the 

greatest threats to humankind, to 
security and to the global economy. 
 
The lack of effective antibiotics 
against resistant infections has the 
potential to affect us all - doctors and 
patients, farmers and consumers, 
humans and animals - without regard 
for international borders. 
 
Efforts to slow the march towards this 
dire future have largely failed. 
 
The Antibiotic Resistance Coalition 
(ARC), comprising civil society organi-
sations from all sectors on six conti-
nents has therefore been formed to 
demand policy shifts and action. 

We affirm that: 
 
�� Clinically useful antibiotics are a 

finite resource and a global, essen-
tial public good. Consumer protec-
tion and public health must not be 
subordinated by governments or 
international institutions to the pur-
suit of profit.�

 
�� An ecological understanding of bac-

teria and their importance for hu-
man, animal and ecosystem well-
being must underpin all policy and 
practice concerning the use of anti-
biotics.�

�� Public leadership is needed to enact 
new, needs-driven research and 

�/��>��?/�
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gesundheitspolitische Sprecherin zur 
gesundheits- und sozialpolitischen 
Expertin ihrer Fraktion im Berliner 
Abgeordnetenhaus. 
 
Aber auch außerhalb des Parlaments 
nutzte sie ihre Erfahrungen, ihre 
scheinbar unendlichen Ressourcen 
und ihre rhetorischen Fähigkeiten, 

um die Ziele einer sozialeren Gesell-
schaft voranzubringen, so der Lauda-
tor. Sie engagierte sich im Vorstand 
der AOK Berlin sowie im Vorstand 
der Volkssolidarität und dem Landes-
seniorenbeirat. Aber auch pharma-
zeutische Themen griff sie immer 
wieder auf. 
                                                                     

Mit dem Carola Gold-Preis werde in 
diesem Jahr eine Persönlichkeit der 
Berliner Gesundheitspolitik geehrt, die 
ihren Beruf und große Teile ihrer Frei-
zeit in besonderer Weise für die Ge-
sundheit von sozial benachteiligten 
Menschen eingesetzt habe, so Rosen-
brock. 

Udo Puteanus, Münster 
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development models, with open 
research and transparent data, 
which support rational use and 
equitable access to antibiotics.�

 
�� National-level action is paramount, 

international cooperation is essen-
tial, and the collective responsibility 
of all stakeholders is crucial in order 
to bring about a solution to the 
escalating healthcare crisis caused 
by antibiotic resistance.�

 
�� Effective action on antibiotic re-

sistance requires that the social and 
economic determinants of infec-
tious diseases be addressed. In 
many parts of the world, these are 

manifested through poverty, exploi-
tation, international power relations 
and local inequities, as well as 
through poor access to nutrition, 
safe drinking water and sanitation.�

 
The Antibiotic Resistance Coalition 
commits itself, according to the 
principles and actions in this dec-
laration, to urgently work to avert 
the looming post-antibiotic catas-
trophe. 
 
We call on international organisa-
tions, governments and concerned 
citizens to support us in this en-
deavour. 
We invite civil society and other 

organisations to  join us in signing 
this declaration, with the follow-
ing analysis and action points. 
 
22 May 2014 • For signing onto the 
declaration contact:   
signon@arcdeclaration.org 
 
Dies ist nur der Hauptteil der 
Erklärung. Die Vollversion und 
weitere Informationen finden Sie 
unter: 
http://www.reactgroup.org/uploads/
ARC-declaration/ARC-declaration-
May-22-2014.pdf 


